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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zur Aufstellung des
Bebauungsplans „Bertha – Benz – Schule“ Sigmaringen

1. Grund für die Aufstellung
Die Stadt Sigmaringen beabsichtigt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Bertha-
Benz-Schule“ am Standort „Küchenäcker“, innerhalb einer am nördlichen Stadtrand
gelegenen landwirtschaftlichen Nutzfläche, Baurecht für den Neubau der kreiseigenen
Gewerblichen, Ernährungs- und Sozialwissenschaftlichen Schule zu schaffen.
Die derzeit bestehenden fünf Schulgebäude am Standort Mühlberg Ost sind aus den
1950er bis 1980er Jahren und weisen teilweise erhebliche Mängel bei Brandschutz,
Barrierefreiheit, Außenhülle und technischer sowie energetischer Ausstattung auf. Die
Gebäude können strukturell und bautechnisch nicht mehr sinnvoll saniert werden. Aus
diesem Grund wurde vom Kreistag beschlossen, diesen Schulstandort aufzugeben und
durch Neubau an einem anderen Standort für insgesamt ca. 1.780 Schüler/innen den
Umzug in einem Zug zu ermöglichen.
Die Ziele und Zwecke der Aufstellung des Bebauungsplanes sind, am Standort
„Küchenäcker“ einen modernen Schulgebäudekomplex zu errichten und Synergien mit
der nahe des gewählten Standorts vorhandenen Infrastruktur optimal zu nutzen. Die
unmittelbare Nähe zu der Kreissporthalle mit Außenanlagen ermöglicht geringe
Wegezeiten zum Sportunterricht.
Zudem ist das gewählte Grundstück in Bezug auf seinen Zuschnitt und die
topografischen Gegebenheiten gut für das geplante Vorhaben geeignet und bietet
aufgrund der Lage am Siedlungsrand Planungs- und Erweiterungsmöglichkeiten. Der
Geltungsbereich des geplanten Baugebietes „Bertha-Benz-Schule“ umfasst insgesamt
ca. 4,3 ha und sichert somit eine langfristige bauliche Entwicklung.

2. Lage und Abgrenzung des Gebiets
Das Plangebiet befindet sich auf einer Höhe von ca. 653 – 668 m ü. NN am nördlichen
Stadtrand von Sigmaringen und stellt eine Siedlungserweiterung auf einer derzeit
landwirtschaftlich genutzten Fläche dar.
Der Bebauungsplan besitzt eine Größe von ca. 4,3 ha und umfasst vollständig die
Flurstücke Nr. 2198/1, 2199/1, 2204 bis 2210 und 2214 sowie teilweise die Flurstücke
Nr. 2953 (westlicher Feldweg), 2955 (Weg zur Unterführung), 2218/1 (Nollhofstraße)
und 2984/2 (Hohenzollernstraße).
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird begrenzt

· durch eine Kreisverkehrsanlage im Süden sowie die südöstlich gelegene
Hohenzollernstraße auf Flurstück Nr. 2982/4, die zum Teil innerhalb des
Geltungsbereichs liegt. Weiter südlich ist das Grundstück der SRH Kliniken
Landkreis Sigmaringen - Krankenhaus Sigmaringen, Flurstücks-Nr. 2222
vorzufinden.

· im Osten durch einen zur Unterführung Richtung Innenstadt hinführenden
Feldweg auf Flurstück Nr. 2955 und die dahinter liegenden Grünflächen auf
Flurstücken Nr. 1993 und 1994/1

· im Norden durch die landwirtschaftlichen Flächen auf Flurstücken Nr. 1994 und
2197
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· im Westen durch die landwirtschaftlichen Flächen auf Flurstücken Nr. 2341/1,
2341/4 und 2342/1 sowie im Südwesten durch die Nollhofstraße auf Flurstück
Nr. 2218/1, welches zum Teil innerhalb des Geltungsbereichs liegt. Weiter
südwestlich sind ein Parkplatz der Kreissporthalle auf Flurstück Nr. 2302 und
das Stadion auf Flurstück Nr. 2305 vorzufinden.

Die nachfolgende Abbildung stellt die räumliche Lage des Plangebietes dar.

Übersichtslageplan (unmaßstäblich)

Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans (unmaßstäblich)
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3. Ausgangssituation
Die für das geplante Vorhaben benötigte Fläche wird derzeit landwirtschaftlich genutzt.
Vorhanden ist ein intensiv bewirtschafteter Acker. Das Plangebiet liegt an einem
südwestexponierten Hang und bietet einen weiten Blick über die Stadt Sigmaringen und
das Donautal.
Im Norden des Plangebietes liegt das Waldstück „Sieben Kirschbäume“. Im
Nordwesten, Norden und Osten grenzen landwirtschaftlich genutzte Acker- und
Grünlandflächen an. Die Verkehrsanbindung erfolgt über die südöstlich verlaufende
„Hohenzollernstraße“ und die südwestlich verlaufende „Nollhofstraße“, die sich südlich
des Plangebiets in einem Kreisverkehr treffen.
Südlich des Plangebiets befindet sich das SRH Kliniken Landkreis Sigmaringen -
Krankenhaus Sigmaringen. In diesem Zusammenhang wird auf die möglicherweise
auftretenden erhöhten Lärmpegel durch den Flugbetrieb hingewiesen. Die
Hauptlanderichtung wurde aufgrund der vorhandenen derzeitigen Hindernissituation
und der vornehmlichen meteorologischen Gegebenheiten mit 170° / 350° TN
eingerichtet. Die Hauptlanderichtung führt somit über den östlichen Bereich des
Planungsgebiets.

Blick Richtung Kreissporthalle

Blick Richtung Osten  Blick Richtung SRH Kliniken Landkreis Sigmaringen -
Krankenhaus Sigmaringen
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Wirtschaftsweg westlich des Plangebiets  Blick Richtung Nordwesten

Bushaltestelle an der „Hohenzollernstraße“  Unterführung der „Hohenzollernstraße“

4. Übergeordnete Planungen
Regionalplan Bodensee-Oberschwaben
Der Planung stehen gemäß den Festsetzungen im rechtskräftigen Regionalplan aus
dem Jahr 1996 keine zu beachtenden Ziele der Raumordnung im Sinne von § 1 Abs. 4
BauGB, § 3 Abs. 1 Nr. 2 und § 4 Abs. 1 ROG sowie § 4 Abs. 1 und 4 LplG entgegen.
Allerdings zeigt die Raumnutzungskarte des Fortschreibungsentwurfs im Nordosten des
Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Bertha – Benz - Schule“ die Festlegung eines
Regionalen Grünzugs im Vorranggebiet. Im Bebauungsplan ist dieser Bereich als
Grünfläche ausgewiesen. Bauliche Anlagen sind in diesem Bereich nicht zulässig.
Somit bestehen auch im Regionalplanentwurf 2021 der Fortschreibung des
Regionalplans Bodensee – Oberschwaben für das Plangebiet keine
entgegenstehenden Ausweisungen.

Ausschnitte aus dem Regionalplan Bodensee – Oberschwaben (1996 und 2021 mit Darstellung des
räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Bertha-Benz-Schule“) (unmaßstäblich)
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Bauleitplanung
Der seit dem Jahr 2005 wirksame Flächennutzungsplan des
Gemeindeverwaltungsverbands Sigmaringen weist den Bereich des Plangebietes zum
einen als Fläche für die Landwirtschaft, zum anderen als Sonderbaufläche „Geplante
Krankenhauserweiterung“ aus.
Da das Plangebiet im Flächennutzungsplan nicht vollständig als Sonderbaufläche
dargestellt ist und noch die Zweckbindung für die Erweiterung des benachbarten
Krankenhauses beinhaltet, wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren nach § 8
Abs. 3 BauGB geändert. Mit der Änderung des Flächennutzungsplanes möchte der
Gemeindeverwaltungsverband Sigmaringen den Bereich des Plangebietes als geplante
Sonderbaufläche mit der Zweckbindung Schule ausweisen.

Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan (unmaßstäblich)

5. Verkehrserschließung
Für die verkehrliche Erschließung des geplanten Schulgeländes sieht das
Verkehrskonzept insgesamt mehrere Anschlussmöglichkeiten vor, die je nach
Verkehrsart sinnvoll genutzt werden können.
Als Haupterschließungsweg ist der bisherige Feldweg auf Flurstück Nr. 2953 zu
nennen, welcher im Westen des Plangebiets in die Nollhofstraße mündet und künftig
als Zu- und Ausfahrt für alle Verkehrsarten dienen soll. Ausgehend von dem Feldweg
sollen im Norden des Plangebiets sowohl ein ausreichend großer Raum für den
Anlieferverkehr als auch eine getrennte Wegeführung für den allgemeinen Kfz-Verkehr
entstehen. Im Anschluss an diese Wegeführung sind im Norden des Plangebiets
ausreichend viele Stellplätze und ein mehrgeschossiges Parkhaus geplant. Um
Begegnungsverkehr zu ermöglichen, soll der Feldweg zu einer etwa 6,50 m breiten
Straße ausgebaut werden. Unter Berücksichtigung der bestehenden
Wegeverbindungen für Fußgänger und Radfahrer kann die Verkehrssicherheit der
verschiedenen Verkehrsteilnehmer und vor allem die der Fußgänger durch die Anlage
eines einseitigen Gehweges garantiert werden, welcher bis zum nördlichen Eingang
des Schulgebäudes führt.
Des Weiteren ist an der Nollhofstraße eine Haltemöglichkeit mit Platz für etwa drei Kfz-
Fahrzeuge geplant, um den Hol- und Bringverkehr auf kurzen Wegen zu ermöglichen
und damit die anderen Anschlüsse verkehrlich zu entlasten. Diese Zufahrt dient ebenso
der Andienung der Mensa.
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Darüber hinaus ist im Osten des Sondergebiets ein großer Bushaltestellenbereich
vorgesehen, der ausschließlich von den öffentlichen Nahverkehrsmitteln befahren
werden darf. Die Hohenzollernstraße bleibt mit bestehenden und geplanten
Abbiegespuren weiterhin als wichtige Haupterschließungsachse für das gegenüber vom
geplanten Schulgelände liegende Kreiskrankenhaus erhalten und wird durch den
Schulverkehr nicht weiter beeinträchtigt.
Für die Fußgänger und Radfahrer sind in der Hohenzollernstraße im Anschluss an die
geplanten und bestehenden Gehwegeverbindungen Querungshilfen vorgesehen.
Zudem ist weiter östlich des Plangebiets bereits eine Wegeverbindung für Fußgänger
und Radfahrer vorhanden, welche an die Unterführung der Hohenzollernstraße
anschließt und bis zur Wohnbebauung und in die Innenstadt führt.

6. Ver- und Entsorgung des Plangebietes
Die Ver- und Entsorgung mit Wasser, Strom, Gas und Telekommunikation sowie
Abwasser ist über die bestehende Leitungsinfrastruktur gesichert. Zur Ableitung von
Niederschlagswasser bestehen Beschränkungen (Entwässerungsstudie, Kovacic,
16.7.2021).

7. Bodenordnende Maßnahmen
Die benötigten Grundstücke am Standort „Küchenäcker“ wurden größtenteils im
flächengleichen Tausch und eine kleinere bisher städtische Fläche käuflich erworben.
Bodenordnende Maßnahmen nach BauGB sind nicht erforderlich. Der Neubau erfordert
eine Zusammenlegung oder Vereinigungsbaulast betroffener Flurstücke.

8. Planungskonzept und Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen
Mit der Aufstellung dieses Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen
Voraussetzungen für die Realisierung des geplanten Neubaus der „Bertha-Benz-
Schule“ am nördlichen Stadtrand von Sigmaringen geschaffen. Die Festsetzungen
orientieren sich an dem geplanten Vorhaben, welches Ergebnis eines 2021
durchgeführten und im Mai 2022 entschiedenen Projektwettbewerbs ist.

Als Art der baulichen Nutzung ist ein sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO
festgesetzt. Die Begründung zur Art der baulichen Nutzung ergibt sich aus der
Beschreibung des Baugebiets. Dies ist unter dem Absatz „Grund für die Aufstellung“
(S. 2) der vorliegenden Begründung zu entnehmen.
Im vorliegenden Fall wird gezielt auf die Ausweisung einer Fläche für den
Gemeinbedarf gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB verzichtet, um den Neubau indirekt an
die als Sondergebiet ausgewiesene westlich angrenzenden Sondergebietsnutzungen
anzubinden und einen zweckgebundenen Standort als eine zusammengehörende
Einheit zu realisieren.
Um den Bauherren Wahlmöglichkeiten und Gestaltungsfreiheiten bei der Überplanung
des Gebiets zuzusprechen, werden alle baulichen Anlagen, Nutzungen und
Außenanlagen zugelassen, die im direkten Zusammenhang mit der Hauptnutzung
stehen.

Die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung ermöglichen
einen markanten, funktional kompakten und ökonomischen Gebäudekomplex, ohne am
Ortsrand zu dominant zu werden. Hierzu dienen die Begrenzung der Zahl der
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Vollgeschosse, die maximal zulässige Gebäudehöhe und Grundfläche, die mit dem
ausgewählten Entwurf des Wettbewerbs korrespondieren.
Durch die Festsetzung der abweichenden Bauweise mit einer zulässigen
Gebäudelänge von über 50 m kann ein zusammenhängender größerer
Gebäudekomplex realisiert werden.

Mit den festgesetzten Baugrenzen steht dem Projektträger bei der Überplanung des
Sondergebiets ein ausreichend großes Baufenster zur Verfügung, wobei einerseits
Mindestabstände zu den Verkehrsflächen und dem geplanten Bushaltestellenbereich
eingehalten und andererseits im Osten des Sondergebiets Flächen von der Bebauung
freigehalten werden, um den Einzugsbereich für Helikopter bis zum
Hubschrauberlandeplatz auf dem Gelände des SRH Kliniken Landkreis Sigmaringen -
Krankenhauses Sigmaringen nicht zu beeinträchtigen.

Um eine Eingrünung des Gebiets sowie ausreichende Abstände zu Verkehrsflächen zu
gewährleisten, werden Stellplätze und Garagen im Sinne von § 12 BauNVO sowie
Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO ausschließlich innerhalb der überbaubaren
Flächen zugelassen.
Sofern eine technisch-funktionale Notwendigkeit besteht, dürfen Nebenanlagen
ausnahmsweise auch außerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden. Dadurch
wird einerseits die Grünordnung im Grundzug gewahrt, andererseits wird eingeräumt,
die zur Nutzung der Anlage zwingend erforderlichen Einrichtungen zulassen zu können.

Zur Verminderung einer technischen Überprägung des Gebietes und damit zum Schutz
des Landschaftsbildes ist es vorgeschrieben, Leitungen unterirdisch zu verlegen. Aus
Sicherheitsgründen sind bei der Durchführung von Baumpflanzungen ausreichende
Abstände zu erforderlichen Leitungen einzuhalten.

Aus Verkehrssicherheitsgründen sollen die von der Bebauung frei zu haltenden
Flächen, ausreichende Sichtverhältnisse im Verkehrsraum gewährleisten.

Um die Irritation durch Licht für die Fledermäuse zu minimieren, sollen
Außenbeleuchtungen so ausgerichtet werden, dass eine zielgerichtete Beleuchtung
nach unten und insbesondere nicht in Richtung des nördlich gelegenen kleinen
Waldbestandes erfolgt. Nähere Informationen sind der Beschreibung der
Vermeidungsmaßnahme 1 in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung zu
entnehmen.

Aufgrund der Nähe zu einer landwirtschaftlich genutzten Fläche sowie um Hangwasser
abzuleiten wird im nördlichen Bereich des Plangebiets eine Grünfläche ausgewiesen.
Zudem wird im Westen bei der Unterführung eine Grünfläche planungsrechtlich im
Bestand gesichert.

Durch das Pflanzgebot PFG 1 soll das Projekt insgesamt mit Baumgruppen gerahmt
und durchsetzt werden, um parkartige Bereiche mit hoher Aufenthaltsqualität zu
schaffen. Gleichzeitig sollen die Gebäude mit Gehölzen in die Landschaft eingebunden
werden. Mit der Festsetzung des Pflanzgebots PFG 2 soll unter Berücksichtigung der
aufgrund der vorhandenen Helikopterstrecke erforderlichen Höhenbeschränkung für
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Baumpflanzungen eine Obstbaumwiese entstehen, die gleichzeitig den Funktionen des
raumordnerischen Ziels ‚Regionaler Grünzug‘ nicht entgegensteht. Um die
Bewirtschaftung der Wiese zu gewährleisten, sind die Obstbäume in einem Abstand
von ca. 12 bis 15 Meter zu pflanzen. Die Obstbäume sind fachgerecht zu erziehen und
anschließend regelmäßig zu pflegen.
Aus ökologischen Gründen und um den Schulkomplex sowie den
Bushaltestellenbereich mit Grünanlage an den Plangebietsgrenzen auszustatten, ist
eine Eingrünung vorgesehen, die als PFG 3 und PFG 4 festgesetzt wird.

9. Begründung der örtlichen Bauvorschriften
Die örtlichen Bauvorschriften werden innerhalb einer eigenständigen Satzung vom
Gemeinderat der Stadt Sigmaringen auf der Grundlage von § 74 LBO BW beschlossen.
Aus redaktionellen Gründen erfolgt die Darstellung der örtlichen Bauvorschriften im
Rahmen des textlichen Teiles des Bebauungsplanes.

Für eine möglichst städtebaulich, ökologisch und landschaftlich verträgliche Gestaltung
der Baukörper, werden beim Hauptgebäude und Parkhaus ausschließlich Flachdächer
zugelassen. Ebenso werden bei der Fassadengestaltung Farbanstriche und Materialien
beschränkt.

Da die Sondergebietsfläche ausschließlich dem Zweck der Errichtung eines
Schulgebäudes mit entsprechenden Außenanlagen dient, werden Werbeanlagen nur
am Gebäude selbst und innerhalb der überbaubaren Fläche zugelassen. Um
Fremdwerbung im Sondergebiet auszuschließen, darf es sich bei den Werbeanlagen
ausschließlich um Bewerbung des Schulgebäudes und dessen Nutzflächen handeln.
Zum Schutz des Landschafts- und Stadtbildes werden beleuchtete und bewegte
Werbeanlagen – mit Ausnahme von Fahnenwerbung - ausgeschlossen. Aus
Verkehrssicherheitsgründen (§ 16 Abs. 2 LBO) werden innerhalb der nicht
überbaubaren Fläche keine Werbeanlagen zugelassen.

Um ein offen wirkendes Schulaußengelände zu ermöglichen, werden geschlossene
Einfriedungen wie z.B. Mauern oder Holzwände untersagt. Um die Anforderungen an
die topographischen Gegebenheiten zu erfüllen, jedoch zu große Geländeeingriffe zu
vermeiden, werden Stützmauern bis zu einer maximalen Höhe von 1,50 m zugelassen.
Um eine randliche Eingrünung des Gebiets zu ermöglichen, sind lebende Einfriedungen
generell zulässig.
Die Beschränkung der baulichen Einfriedungen auf eine maximal zulässige Höhe von
1,10 m entlang des öffentlichen Verkehrsraumes soll ein offen wirkendes Sondergebiet
gewährleisten.
Um die Auswirkungen der Versiegelung auf die Grundwasserneubildungsrate möglichst
gering zu halten, sind die KFZ Stellflächen aus wasserdurchlässigen Belägen
herzustellen und die Bodenversiegelungen generell auf das unabdingbare Maß zu
reduzieren.

10. Auswirkungen des Bebauungsplans
Die Ergebnisse der Umweltprüfung einschließlich der Eingriffs- und Ausgleichsbilanz
und die Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung sind als Bestandteile des
Bebauungsplanes dem Anhang beigefügt.
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11. Flächenbilanz

Fläche in m²
Größe des Geltungsbereiches 43.564

darin enthalten:

Sondergebietsfläche 31.000
mit max. 15.000 m² Grundfläche
und mindestens 8.000 m² Grünfläche

Verkehrsflächen           637
Bereich für die Bushaltestelle  4.283
Bereich für Hol- und Bringverkehr           368
Gehweg           658
Grünfläche  1.642
Fläche für PFG 2  2.078
Fläche für PFG 3  2.898
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungsplan
„Bertha – Benz – Schule“ Sigmaringen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
s. Planeinschrieb

Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Schule“ gemäß § 11 BauNVO

Zulässig sind Schulgebäude sowie alle baulichen Anlagen, Einrichtungen, Zufahrten
und Stellplätze, die mit der Hauptnutzung in direktem Zusammenhang stehen.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO)
Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind entsprechend dem
Planeintrag Höchstwerte.

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch:

2.1 Die Grundfläche – GR (§ 19 BauNVO)
s. Planeinschrieb

Die Grundfläche der baulichen Anlagen (Hauptanlagen und Parkhaus) darf maximal
15.000 m² betragen.
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren
Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und baulichen Anlagen
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird,
bis zu 7.500 m² überschritten werden.

2.2 Die Zahl der Vollgeschosse – Z (§ 20 BauNVO i.V.m. §2 Abs. 6 LBO)
s. Planeinschrieb.
Die maximale Anzahl der Vollgeschosse wird mit IV festgesetzt.

2.3 Die Höhe baulicher Anlagen / die Gebäudehöhe – GH max.
(§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO)
s. Planeinschrieb

In Teilfläche 1 ist die Obergrenze für die max. zulässige Gebäudehöhe mit 677,3 Meter
über NN festgesetzt.
In Teilfläche 2 ist die Obergrenze für die max. zulässige Gebäudehöhe mit 673,3 Meter
über NN festgesetzt.
Gebäudeteile wie Dachaufbauten, Anlagen zur Haustechnik oder Erschließung sind bis
zu 6,0 m über der maximal festgesetzten Gebäudehöhe zulässig, wenn sie um
mindestens das Maß ihrer Höhe von der Außenwand zurückgesetzt sind.
Der Nachweis über die Höhenlage ist gemäß § 2 Abs. 3 LBOVVO
zeichnerisch darzustellen.



Textteil zum Bebauungsplan „Bertha – Benz - Schule“ Sigmaringen [Stand: 1.9.2022]

Fritz & Grossmann – Umweltplanung GmbH Seite 12 von 22

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2. BauGB i.V.m. §§ 22-23 BauNVO)

3.1 Die Bauweise
s. Planeinschrieb

- abweichende Bauweise – a (§ 22 Abs. 4 BauNVO)
Innerhalb des gesamten räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes ist die
abweichende Bauweise zulässig, mit der Maßgabe, dass Gebäudelängen über 50 m
zulässig sind.

3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen
s. Planeintrag

Die überbaubaren Grundstücksflächen nach § 23 Abs. 3 BauNVO werden
entsprechend den Eintragungen in der Planzeichnung als Baugrenzen festgesetzt.

Überdache Stellplätze und Garagen im Sinne von § 12 BauNVO und Nebenanlagen im
Sinne von § 14 BauNVO sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren Flächen
zulässig. Nicht überdachte Stellplätze sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

Sofern eine technisch-funktionale Notwendigkeit besteht, dürfen Nebenanlagen
ausnahmsweise auch außerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden.

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
s. Planeintrag

Die öffentlichen Verkehrsflächen sind entsprechend ihrer Zweckbestimmung anzulegen.
Die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Bereich für die Bushaltestelle“ ist
als ÖPNV-Erschließung für die geplante Schule und angrenzende Einrichtungen
anzulegen. Bauliche Anlagen, die der Bushaltestelle dienen wie z.B. Witterungsschutz,
sind zulässig.

5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
s. Planeintrag

Die planzeichnerisch festgesetzte Fläche ist mit einem Gehrecht zugunsten der
Öffentlichkeit zu belasten. Bei Einhaltung der funktionellen Wegeverbindung ist eine
von der Darstellung abweichende Lage in Abstimmung mit der Bauverwaltung zulässig.

6. Oberirdische und unterirdische Versorgungsanlagen und Versorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Leitungen sind unterirdisch zu verlegen.
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Bei der Durchführung von Baumpflanzungen ist darauf zu achten, dass Bäume in
ausreichender Entfernung von den Leitungen der Versorgungsträger gepflanzt werden.
Die Abstände sind bei den Versorgungsträgern zu erfragen. Sollte dieser
Mindestabstand im Einzelfall unterschritten werden, sind Schutzmaßnahmen für die
Leitungen erforderlich.

7. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen und ihre Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und
Abs. 6 BauGB)
s. Planeintrag

Innerhalb des Geltungsbereichs sind Zufahrten so anzulegen, dass ausreichende
Sichtverhältnisse in den Verkehrsraum gegeben sind.
3 m tiefe Sichtfelder sind entsprechend den vorgegebenen Abmessungen zwischen
0,80 m und 2,50 m Höhe von ständigen Sichthindernissen und sichtbehinderndem
Bewuchs auf Dauer freizuhalten.
Bäume, Lichtmaste und ähnliches sind innerhalb der Sichtfelder möglich, wenn sie die
Sicht nicht verdecken.

8. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die Maßnahmen sind in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) und im
Umweltbericht vom Planungsbüro Fritz & Grossmann, Balingen, vom 07.06.2022
detailliert in Maßnahmenblättern beschrieben und sind entsprechend den Vorgaben
umzusetzen.

Maßnahme 1 (M 1): Dachbegrünung
Dachflächen sind mit Ausnahmen von Terrassen, Glasdächern, Oberlichtern und
technischen Aufbauten auf einer kulturfähigen Substratschicht von mindestens 0,10 m
durch Ansaat von artenreichen Kräutermischungen extensiv zu begrünen. Die
Dachbegrünung muss eine Wasseraufnahmekapazität von min. 35 l/m² im
Gesamtaufbau aufweisen. Eine Kombination mit Photovoltaikanlagen zur Nutzung
solarer Strahlungsenergie zur Stromgewinnung, ist im Sondergebiet entsprechend
anderer gesetzlicher Vorgaben zu ermöglichen.

Maßnahme 2 (M2): Außenbeleuchtung
Für die Außenbeleuchtung sind energiesparende und insektenfreundliche Lampen, wie
z.B. LED-Lampen, und insektendichte Lampengehäuse zu verwenden. Die Leuchten
sind so auszubilden, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt
(streulichtarm).

Artenschutz
Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung werden durchgeführt, um Gefährdungen von
Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Vogelarten zu vermeiden oder zu
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mindern. Die Ermittlung der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5
BNatSchG erfolgt unter Berücksichtigung folgender Vorkehrungen:

Fledermäuse
V 1 (Vermeidungsmaßnahme 1):
Zielgerichtete Beleuchtung im Außenbereich.

9. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
s. Planeintrag

Die im Plan dargestellten Grünflächen sind mit einer artenreichen Kräuter-Gras-
Mischung einzugrünen und zwei Mal jährlich durch Mahd zu pflegen.

10. Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
s. Planeintrag

Die Bepflanzungen sind spätestens in der ersten Pflanzperiode durchzuführen, die nach
Fertigstellung der Bebauung folgt. Alle Neupflanzungen sind ordnungsgemäß zu
pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Pflanzausfälle sind in der gleichen Qualität zu
ersetzen.

Pflanzgebot 1 (PFG 1)
Gestaltung von Außenanlagen
Die Grünfläche am nördlichen Rand ist zusammen mit den nicht bebauten Flächen des
Sondergebiets als eine parkähnliche Außenanlage herzustellen. Auf den nicht bebauten
und nicht überdachten Flächen sind mindestens pro 100 m² Fläche ein Laubbaum der
Pflanzliste 1 oder Obstbaum der Pflanzliste 3 und zwei Sträucher der Pflanzliste 2 zu
pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.
Die Grünflächen sind mindestens zu 50 % mit einer artenreichen Blühmischung
anzusäen. Die restlichen Grünflächen sind entsprechend ihrer Nutzungsintensität
möglichst naturnah anzulegen.

Pflanzgebot 2 (PFG 2)
Herstellung einer Obstbaumwiese
Die in der Planzeichnung als Pflanzgebot 2 (PFG 2) ausgewiesene Fläche ist von
jeglicher Bebauung freizuhalten und als Grünfläche anzulegen. Es sind regionaltypische
Obstbaum-Hochstämme (Qualität: Hochstamm, STU 12-14, 3-mal verpflanzt mit Ballen)
der Pflanzliste 3 in einem Abstand von ca. 12 bis 15 m zu pflanzen, zu pflegen und
dauerhaft zu erhalten, um einen lockeren Streuobstwiesencharakter der Flächen zu
schaffen. Die gehölzfreien Flächen sind mit einer Kräuter-Gras-Mischung zu begrünen
und zu pflegen.

Pflanzgebot 3 (PFG 3)
Anlage von Straßenbegleitgrün
Die innerhalb der Planzeichnung als Pflanzgebot 3 (PFG 3) gekennzeichneten
Grundstücksflächen sind auf mindestens 80 % mit einer Kräuter-Gras-Mischung
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einzugrünen und als Vegetationsfläche dauerhaft zu unterhalten. Gehölze der
Pflanzlisten sind zulässig. Mit Baumpflanzungen ist zu dem Fahrbahnrand der
Nollhofstraße und der Hohenzollernstraße ein Abstand von mindestens 7,50 m
einzuhalten. Wasserflächen sind innerhalb der Fläche für Pflanzgebot 3 (PFG 3)
zulässig.

Pflanzgebot 4 (PFG 4)
Gestaltung der Bushaltestellenanlage
Auf der innerhalb der Planzeichnung als Pflanzgebot 4 (PFG 4) gekennzeichneten
Grundstücksfläche ist mindestens pro 200 m² der nicht bebauten Fläche ein Laubbaum
der Pflanzliste 1 zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.

Pflanzlisten

Pflanzliste 1: Bäume
Acer campestre Feldahorn

Acer pseudoplatanus Bergahorn

Acer platanoides Spitzahorn

Betula pendula Birke
Carpinus betulus Hainbuche

Fagus sylvatica Buche

Prunus avium Vogel-Kirsche

Ulmus Glabra Bergulme

Quercus robur Stiel-Eiche

Quercus petraea Trauben-Eiche

Tilia platyphyllos Sommer-Linde

Tilia cordata Winter-Linde

Pflanzliste 2: Sträucher
Corylus avellana Gewöhnlicher Hasel

Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn

Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn
Prunus avium Vogelkirsche

Prunus spinosa Schlehe Schwarzdorn
Rosa agrestis Feld-Rose

Rosa arvensis Kriechende Rose

Rosa canina Hunds-Rose
Rosa corymbifera Busch-Rose

Rosa galtica Essig-Rose

Rosa rubiginosa Wein-Rose

Rubus idaeus Himbeere
Salix caprea Salweide
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Sorbus aucuparia Eberesche

Pflanzliste 3: Obstbäume
Apfelbäume in den Sorten Brettacher

Jakob Fischer

Rheinischer Bohnapfel

Krügers Dickstiel

Schöner aus Nordhausen

Sonnenwirtsapfel

Winterrambour

Birnbäume in den Sorten Fäßlesbirne

Nägeles Birne

Schweizer Wasserbirne

Steinobst in den Sorten Wangenheims Frühzwetschge

Dt. Hauszwetschge

Unterländer

Dolleseppler

Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl.
I 2017, 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. April 2022 (BGBl. I 674)
geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21.11.2017 (BGBl. I 2017, 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021
(BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05.03.2010
(GBl. 2010, 357, 358, ber S. 416), letzte berücksichtigte Änderung: §§ 46, 73 und 73a
geändert durch Artikel 27 der Verordnung vom 21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 4).

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), die
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24.07.2000
(GBl. 2000, 581, ber. S. 698), letzte berücksichtigte Änderung: §§ 5 und 102a geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Dezember 2020 (GBl. S. 1095, 1098).

Verfahrensverordnung zur Landesbauordnung (LBOVVO) in der Fassung vom 13.
November 1995 (GBl. 1995, 794), letzte berücksichtigte Änderung: Überschrift geändert
durch Artikel 148 der Verordnung vom 21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 18)



Textteil zum Bebauungsplan „Bertha – Benz - Schule“ Sigmaringen [Stand: 1.9.2022]

Fritz & Grossmann – Umweltplanung GmbH Seite 17 von 22

III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO
zur Aufstellung des Bebauungsplans
„Bertha – Benz – Schule“ Sigmaringen

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplans „Bertha-Benz-Schule“, Gemarkung Sigmaringen, in der Fassung vom
1.9.2022.

§ 2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO
Ziel der örtlichen Bauvorschriften ist, der exponierten Lage und dem besonderen Stadt- und
Landschaftsbild gerecht zu werden.

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO

Beim Hauptgebäude und Parkhaus sind ausschließlich Flachdächer zulässig.

Fassaden und Dachmaterial /Farbgebung:
- Bei Material- und Farbwahl für Außenwände und nach außen wirkende Bauteile

sind grelle Farben oder stark reflektierende, spiegelnde Materialien - ausgenommen
Glas unzulässig. Auf den Gebrauch unbeschichteter metallischer
Fassadenmaterialien wie Kupfer, Blei oder Zink ist zu verzichten.

- Dachflächen sind mit Ausnahmen von Terrassen, Glasdächern, Oberlichtern und
technischen Aufbauten auf einer kulturfähigen Substratschicht von mindestens 0,10
m durch Ansaat von artenreichen Kräutermischungen extensiv zu begrünen. Eine
Kombination mit Photovoltaikanlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie zur
Stromgewinnung, ist im Sondergebiet entsprechend anderer gesetzlicher Vorgaben
zu ermöglichen.

- Die Farb- und Materialwahl ist durch Erdtöne (rot-braun, grau, ocker, beige) zu
bilden. Reinweiß sowie andere Farbaspekte sind nur für untergeordnete Bauteile
und Flächen oder als Akzentfarbe zulässig.

Beispielhaft weites Spektrum von Erdtönen, die in Sättigung und Helligkeit variiert werden können.
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2. Werbeanlagen § 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO
Die Bewerbung des Schulgebäudes und dessen Nutzflächen ist ausschließlich am
Gebäude selbst sowie innerhalb der überbaubaren Fläche zulässig.
Diese Bewerbungen dürfen weder die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
beeinträchtigen, noch eine ablenkende Wirkung auf den Verkehr haben.
Beleuchtete und bewegte Werbeanlagen – ausgenommen max. 2 Standorte mit je. max. 3
Fahnen bis zu 8 m Höhe über Gelände - sowie Fremdwerbeanlagen sind nicht zulässig.

3. Gestaltung der unbebauten Flächen § 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO
3.1  Einfriedungen
Geschlossene Einfriedungen wie z.B. Mauern oder Holzwände sind nicht zulässig.
Ausgenommen hiervon sind Stützmauern und lebende Einfriedungen.
Die maximale Höhe der baulichen Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen
beträgt 1,10 m. Die maximal zulässige Höhe von Stützmauern wird auf 1,50 m beschränkt.
Einfriedungen an öffentlichen Verkehrsflächen sind mit einem Abstand von mind. 0,50 m
zurückzusetzen.

3.2   KFZ Stellflächen, Zufahrten und Schulhof
Die KFZ Stellflächen sind ausschließlich aus wasserdurchlässigen Belägen oder
wasserrückhaltenden Materialien wie Rasenpflaster, Rasengittersteinen, Pflaster mit
Breitfugen oder wassergebundenen Decken zulässig.
Geländeflächen der Außenanlagen dürfen nur insoweit versiegelt werden, soweit dies die
funktionalen Anforderungen notwendig begründen.

Generell sind Bodenversiegelungen auf das unabdingbare Maß zu reduzieren.
Unbefestigte Flächen sind als Grünflächen zu gestalten und zu unterhalten.

Geländeerhöhungen bis maximal 2,0 m sind zulässig. Als Bezugspunkt ist die bestehende
Geländehöhe heranzuziehen.

§ 3 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung vorsätzlich
oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen Bauvorschriften
gelten die Bestimmungen des § 75 LBO.

§ 4 Inkrafttreten

Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 74 Abs.
7 LBO in Kraft.
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IV. Hinweise

1. Bodenschutz
Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor
Vernichtung und Vergeudung zu schützen. Der durch das Bauvorhaben anfallende
Oberboden ist auf dem Grundstück wieder zu verwenden.
Für die fachgerechte Umsetzung der Belange des vorsorgenden Bodenschutzes sollte
das Projekt durch eine entsprechend qualifizierte Fachperson begleitet werden. Dies
kann im Rahmen einer bodenkundlichen Baubegleitung und durch die Forderung eines
Bodenmanagementkonzepts umgesetzt werden.
Mit Hilfe einer bodenkundlichen Baubegleitung können standortspezifisch
bodenschonende Arbeitsverfahren fachgerecht umgesetzt und mögliche nachhaltige
Bodenschädigungen und Beeinträchtigungen vermieden bzw. minimiert werden.
Informationen über das Aufgabenspektrum einer bodenkundlichen Baubegleitung bzw.
eines Bodenmanagementkonzepts erteilt die untere Bodenschutzbehörde des
Landratsamtes Sigmaringen. Möglicherweise kann das Bodenschutzkonzept / die
bodenkundliche Baubegleitung für die Erschließung und den Neubau gemeinsam im
Rahmen des Bauverfahrens beauftragt werden.

2. Niederschlagswasser
Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und unbefestigten
Flächen ist der § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (Handhabung von
Niederschlagswasser) sowie der § 46 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg
(Abwasserbeseitigungspflicht) zu beachten. Hierbei sind die Verordnung des
Ministeriums für Umwelt über die dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom
22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW „für den Umgang mit Regenwasser in
Siedlungsgebieten“, das Merkblatt der DWA-A-138, das Merkblatt der DWA-A-153 sowie
der Leitfaden zur naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung des
Umweltministeriums anzuwenden.
Die Abwasserentsorgung erfolgt über ein Trennsystem. Für die Aufnahme und Ableitung
des Niederschlagwassers des Baugrundstücks muss das Regenwasser getrennt vom
übrigen Schmutzwasser abgeleitet werden. Schmutzwasser ist dem öffentlichen
Schmutzwasserkanal zuzuführen.
Die Entwässerungsstudie zum geplanten Schulbau ist zu beachten (Kovacic,
16.7.2021). Gemäß Entwässerungsstudie ist eine stark gedrosselte Ableitung des
Niederschlagswassers über den bestehenden städtischen Drainagekanal in der
Brunnenbergstraße in den Brenzkofer Bach vorgesehen. Gering belastetes
Regenwasser muss hier entsprechend nicht vorbehandelt werden.
Entsprechend kann auf Versickerungsmulden bzw. Mulden-Rigolen-Anlagen für die
schadlose Entwässerung der überwiegenden befestigten Flächen verzichtet werden. Bei
den stärker belasteten Teilflächen ist eine Behandlung vor Einleitung nach dem Stand
der Technik erforderlich. Bei Einleitung in den Brenzkofer Bach wird der Stand der
Technik durch das DWA-Arbeitsblatt A 102-2 Grundsätze zur Bewirtschaftung und
Behandlung von Regenwetterabflüssen zur Einleitung in Oberflächenwässer Teil 2:
Emissionsbezogene Bewertungen und Regelungen definiert. Bei Versickerung in das
Grundwasser ist derzeit noch die LfU Arbeitshilfe zum Umgang mit Regenwasser in
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Siedlungsgebieten maßgebend. Maßgebend sind die zum Zeitpunkt der Einreichung des
Wasserrechtsgesuchs geltenden Regelungen.
Das Niederschlagswasser der Flächen für den Bushalt und für die Parkbucht Hol- und
Bringverkehr ist durch die entsprechende Frequentierung und die hier gegebenen
Besonderheiten (Häufiges Bremsen, Anfahren und starke Lenkbewegungen) stärker
belastet. Hier ist vorbehaltlich der Zustimmung des Kanalnetzbetreibers auch ein
Anschluss über die Mischwasserkanalisation zulässig.

3. Wasserschutz
Es sind sämtliche Handlungen zu unterlassen, die das Grundwasser nachteilig
verändern könnten.
Aufgrund der geologischen Verhältnisse ist im Bereich des geplanten Baugebietes nicht
mit Grundwasser zu rechnen. Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser
erschlossen wird, ist die untere Wasserbehörde des Landratsamtes Sigmaringen
hierüber zu verständigen.
Für Baumaßnahmen im Grundwasser und für eine vorübergehende Ableitung von
Grundwasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Aus Gründen des
vorsorgenden Grundwasserschutzes kann dauerhaften Grundwasserableitungen nicht
zugestimmt werden.
Das Grundwasser ist sowohl während des Bauens als auch nach Fertigstellung des
Vorhabens vor jeder Verunreinigung zu schützen (Sorgfalt beim Betrieb von
Baumaschinen und im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Anwendung
grundwasserunschädlicher Isolier-, Anstrich-, und Dichtungsmaterialien, keine
Teerprodukte usw.) Abfälle jeglicher Art dürfen nicht in die Baugrube gelangen.

4. Fund von Kulturdenkmalen
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder
Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer
Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber,
Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des
vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht
die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten
im Bauablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt
werden.

5. Geotechnik
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im
Verbreitungsbereich von Gesteinen des Oberen Juras (Zementmergel-Formation,
Hangende- Bankkalke-Formation, Oberer Massenkalk), die teilweise von Sedimenten
der Vilsingen-Subformation überlagert werden.
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind
nicht auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138
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(2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen
Versickerungsgutachtens empfohlen.
Wegen der Gefahr der Ausspülung lehmerfüllter Spalten ist bei Anlage von
Versickerungseinrichtungen auf ausreichenden Abstand zu Fundamenten zu achten.
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei
Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten
Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen durch ein privates
Ingenieurbüro empfohlen.
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden
Geologischen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten
der Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver
GeotopKataster) abgerufen werden kann.

6. Abfall
Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und
einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden.
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sind die Anforderungen der
Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums für die Verwertung von als Abfall
eingestuftem Bodenmaterial vom 14.03.2007 bzw. die vorläufigen Hinweise zum Einsatz
von Baustoffrecyclingmaterial des damaligen Ministeriums für Umwelt und Verkehr
Baden-Württemberg vom 13.04.2004 einzuhalten.
Bei der Verwertung von humosem Bodenmaterial in der durchwurzelbaren Bodenschicht
oder als Oberboden ist die Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)
anzuwenden.

7. SRH Kliniken Landkreis Sigmaringen - Krankenhaus Sigmaringen und
Hubschrauberlandeplatz
Das SRH Krankenhaus Sigmaringen ist ein Krankenhaus der Grundversorgung und hat
einen für den Landkreis übergeordneten Versorgungsauftrag. Um diesen Auftrag erfüllen
zu können ist die Betriebsfähigkeit 24/7 sicherzustellen. Hierzu gehört u.a. auch der
Betrieb einer Landestelle im öffentlichen Interesse (PIS) gem. Luftverkehrsordnung
(LuftVO) für Hubschrauber.
Auf die Landestelle und die damit verbundenen zwingend von Hindernissen
freizuhaltenden Korridore wird hingewiesen. Die Hauptlanderichtung führt über das
Planungsgebiet und betrifft insbesondere den Bereich der Fläche für Pflanzgebot 2
(PFG 2) und die geplante Bushalte. Bepflanzungen im Einzugsbereich des
Hubschrauberlandeplatzes müssen die Funktionsfähigkeit des Landeplatzes
berücksichtigen.
Weiter wird in diesem Zusammenhang auf die möglicherweise auftretenden erhöhten
Lärmpegel durch den Flugbetrieb hingewiesen. Die Hauptlanderichtung wurde aufgrund
der vorhandenen derzeitigen Hindernissituation und der vornehmlichen
meteorologischen Gegebenheiten mit 170° / 350° TN eingerichtet.
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Die Vorgaben und Anforderungen an Gebäude im Umkreis des Landeplatzes sind
einzuhalten. Die Betriebserlaubnis des Landeplatzes darf durch die geplante Bebauung
in keiner Weise eingeschränkt werden.

8. Stellplätze
Als Mindestanzahl an Stellplätzen ist die maximale Mindestforderung der „VwV
Stellplätze“ nachzuweisen. Die notwendige Anzahl herzustellender Kfz-Stellplätze muss
gemäß § 37 Abs. 1 LBO für die ordnungsgemäße Nutzung der Anlage ausreichen.

9. Lichtvermeidung im Bereich der Gehölzbiotope und FFH-Mähwiesen
Gemäß § 21 NatSchG darf kein Licht in die angrenzenden, gesetzlich geschützten
Biotope (Gehölzbiotope und FFH-Mähwiesen) einstrahlen. Weiter darf die Beleuchtung
nicht zu einer Beeinträchtigung der Fledermausflugrouten führen.

10. Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen von Gebäudefassaden
Gebäude mit großen Glasflächen werden von Vögeln häufig nicht als Hindernis
wahrgenommen, weshalb es an diesen Gebäuden vermehrt zu Vogelschlag kommt.
Dies kann einen Verstoß gegen das artenschutzrechtliche Tötungs- und
Verletzungsverbot darstellen (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) und muss deshalb durch
geeignete Maßnahmen vermieden werden. Auf Ebene des Bauantrags muss deshalb
das Vogelschlagrisiko der einzelnen Glasflächen bewertet werden. Geht von einer
Glasfläche ein erhöhtes Vogelschlagrisiko aus, müssen geeignete Maßnahmen zur
Vermeidung ergriffen werden. Das Vogelschlagrisiko kann anhand der Broschüre
„Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben“ (S. 27 und 28) bewertet werden.
Welche Maßnahmen sich zur Vermeidung eignen, können dem Merkblatt der Wiener
Umweltanwaltschaft entnommen werden.

11. Pflanzgebote
Unter Berücksichtigung von § 40 Abs. 4 BNatSchG, ist für die Umsetzung der
Pflanzgebote 1, 3 und 4 zertifiziert heimisches Saatgut des Ursprungsgebiets 13
(„Schwäbische Alb“) zu verwenden.


